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42 Bekanntmachung gemäß § 10 
des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Bezirksregierung Münster 48147 Münster, 23.02.2018
52-500-0211802/0024.V Domplatz 1-3
 poststelle@brms.nrw.de

Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 c,  
48653 Coesfeld
Die Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 
c, 48653 Coesfeld, hat die Änderungsgenehmigung zur we-
sentlichen Änderung, des gemäß BImSchG genehmigten 
Kompostwerkes in Coesfeld (Gemarkung Kirchspiel, Flur 
27, Flurstück 220) beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Erweiterung des Kom-
postwerkes mit Teilstromvergärung in Coesfeld um eine 
Gärprodukttrocknung. Die Anlage soll nach Änderungs-
genehmigung errichtet und betrieben werden.

Der für Mittwoch, den 21.03.2018 um 10.00 Uhr, im Be-
sprechungsraum der RETERRA, Brink 37 c, 48653 Coes-
feld, vorgesehene Erörterungstermin findet nicht statt, da 
gegen das beantragte Vorhaben keine Einwendungen inner-
halb der Einwendungsfrist erhoben wurden.

Im Auftrag
gez. Dagmar Egemann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 69

43 Bekanntmachung der Teilrücknahme der 
Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 des immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsbescheides 
vom 19.01.2017 zur Errichtung und Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 

Bezirksregierung Münster Münster, den 23.02.2018 
500-0915123/0021.V Domplatz 1-3, 48143 Münster 
 dez53@brms.nrw.de

Die Bezirksregierung Münster hat mit Bescheid vom 
23.02.2018 die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 zur Fest- 
legung eines Emissionsgrenzwertes als Jahresmittelwert 
von 0,002 mg/m3 für den Parameter Quecksilber und 
seine Verbindungen, angegeben als Quecksilber (Hg), 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbeschei-
des vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 zurückgenommen.

Der Teilrücknahmebescheid enthält folgenden verfügenden 
Teil:

„1. Hiermit wird die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbe-
scheides vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum 
Betrieb eines Steinkohlekraftwerks in Datteln (Az.: 
500-53.0011/15/0915123/0021.V) mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen.

B: Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung

B: Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen 
der Bezirksregierung 69

42 Bekanntmachung gemäß § 10 
des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 69

43 Bekanntmachung der Teilrücknahme der 
Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 des immissionsschutz- 
rechtlichen Genehmigungsbescheides vom 19.01.2017 
zur Errichtung und Betrieb des Steinkohlekraftwerks 
Datteln 4 69

C: Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen anderer 
Behörden und Dienststellen 70

44 1. Haushaltssatzung  
des Zweckverbandes Studieninstitut für 
kommunale Verwaltung Westfalen-Lippe für 
das Haushaltsjahr 2018 70

	 Münster, den 29. Juli 2022� Nummer 30

I N H A LT S V E R Z E I C H N I S

B:	� Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen  
der Bezirksregierung � 213

145	� Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes über  
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) � 213

 
C:	� Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen anderer 

Behörden und Dienststellen� 213

146	� Haushaltssatzung� 213

147	� Bekanntmachung des Zweckverbandes Mobilität  
Münsterland (ZVM) über die Feststellung des Jahresab- 
schlusses zum 31.12.2020, Anhang, Lagebericht und  
Entlastung des Verbandsvorstehers� 215

148	� Öffentliche Bekanntmachung 
Änderung des WestfalenTarifs zum 01.08.2022� 216

Es handelt sich um ein Vorhaben zum Gewässerausbau 
nach § 68 Wasserhaushaltsgesetz (WHG), welches nach  
§ 7 UVPG i. V. m. der Anlage 1 zum UVPG der Nr. 13.18.1 
„Sonstige der Art nach nicht von den Nummern 13.1 bis 
13.17 erfasste Ausbaumaßnahme im Sinne des Wasser-
haushaltsgesetzes, soweit die Ausbaumaßnahmen nicht von 
Nummer 13.8.2 erfasst sind“ zuzurechnen ist. Aufgrund  
einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls nach § 7 Abs. 
1 UVPG wird festgestellt, dass für das beabsichtigte Vorha-
ben keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung besteht.

Aus der Maßnahme resultierten keine erheblichen und nach-
haltigen Beeinträchtigungen für die Schutzgüter gem. § 2 
Abs. 1 UVPG. Es ist nach dem Ergebnis der Vorprüfung 
nicht mit erheblichen negativen Auswirkungen zu rechnen, 
da es sich nur um einen zeitlich befristeten und kleinräumi-
gen Eingriff, bezogen auf das Gebiet der Bocholter Aa, in 
Natur und Landschaft handelt. Somit ist die Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich.

Da der Gewässerausbau nicht UVP-pflichtig ist, kann gem. 
§ 68 Abs. 2 WHG anstelle eines Planfeststellungsbeschlus-
ses eine Plangenehmigung erteilt werden.

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung gemäß 
§ 5 Abs. 3 UVPG nicht selbstständig anfechtbar ist.

� Im Auftrag 
� gez. Büteröwe

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2022 S. 213

145	� Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des Geset-
zes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG)

Bezirksregierung Münster	�  Münster, den 21.07.2022 
Az.: 54.09.01.06-010		�   Nevinghoff 22 
� 48143 Münster

Freiraumspange kubaai - Umgestaltung der Bocholter 
Aa, Nordufer

Der Entsorgungs- und Servicebetrieb Bocholt beabsichtigt 
mit der Maßnahme „Freiraumspange kubaai - Umgestal-
tung der Bocholter Aa, Nordufer“ zwischen Gewässer km 
18,39 und km 18,57 die Umsetzung einer Gewässeraufwei-
tung durch Rückversetzen der Uferlinie, das Anlegen eines 
Flachwasserbereichs und den Bau eines Stegs, sowie einer 
Treppenanlage 

Die hier beantragte Maßnahme war vormals ein Teil des 
Projekts „Freiraumspange KuBAaI“, welches bereits umge-
setzt wurde. Da die Restriktionen, die die Umsetzung der 
Gewässeraufweitung damals unmöglich machten, nun weg-
gefallen sind, soll die Maßnahme als selbständiges Verfah-
ren nachgeholt werden. 

Auf Grundlage des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) wird das o. g. Vorhaben bewertet. 
Nach § 7 UVPG stellt die zuständige Behörde, u.a. nach-
dem der Träger des Vorhabens sie im Sinne des § 5 UVPG 
ersucht hat, unverzüglich fest, ob für das Verfahren eine Ver- 
pflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung besteht. Hierzu wird eine Vorprüfung des Einzel-
falls durchgeführt.

B:	 Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung

C:	 Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen anderer Behörden und Dienststellen
146	 Haushaltssatzung

Aufgrund des § 18 Abs. 1 des Gesetzes über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 01. Oktober 1979 (GV. NRW. S. 621), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 14.04.2020 (GV. NRW. 
S. 218.b), in Verbindung mit den §§ 78 ff. der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 
S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
29. September 2020 (GV. NRW. S. 916), und den §§ 1 und 
19 der Zweckverbandssatzung der EUREGIO hat die Ver-
bandsversammlung der EUREGIO mit Beschluss vom 10. 
Juni 2022 folgende Haushaltssatzung erlassen:
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§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2022, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der EUREGIO voraussichtlich 
anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie 
eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen 
und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, 
wird 

im Ergebnisplan mit 

Gesamtbetrag der Erträge auf 4.422.024 EUR                                                                                                                       
Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 4.413.628 EUR

im Finanzplan mit 

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwaltungs-
tätigkeit auf 4.422.024 EUR                                                     
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit auf 4.347.087 EUR

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit 
auf 0 EUR
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätig-
keit auf 24.900 EUR

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzierungstätig-
keit auf 0 EUR  
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzierungstä-
tigkeit auf 0 EUR

festgesetzt.

§ 2

Kredite für Investitionen werden nicht veranschlagt.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 

§ 4

Eine Inanspruchnahme des Eigenkapitals soll nicht stattfin-
den. 

§ 5

Kredite zur Liquiditätssicherung werden nicht beansprucht.

§ 6

Die Mitgliedsbeiträge der Mitgliedskörperschaften werden 
aufgrund des Artikels 4 Abs. 3 Nr. 13 des Vertrages von An-
holt und des Artikels 19 (1) der Zweckverbandssatzung der 
EUREGIO auf  

981.349 EUR

festgesetzt. Eine zusätzliche Verbandsumlage nach § 19 
des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG 
NRW) wird nicht erhoben. 

§ 7

-entfällt-

§ 8

1.	� Zur flexiblen Haushaltsbewirtschaftung werden ge-
mäß § 21 Abs. 1 Kommunalhaushaltsverordnung NRW 
(KomHVO NRW) die zahlungswirksamen Erträge und 
Aufwendungen sowie Einzahlungen und Auszahlungen 
innerhalb der Produktbereiche zu Budgets verbunden. 

2.	� Mehrerträge erhöhen gemäß § 21 Abs. 2 KomHVO NRW 
die Ermächtigungen für Aufwendungen. Diese Mehrauf-
wendungen gelten nicht als überplanmäßige Aufwendun-
gen.

3.	� Für über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 
Auszahlungen gelten die Regelungen des § 83 Gemein-
deordnung NRW (GO NRW). Über die Leistung dieser 
Aufwendungen und Auszahlungen entscheidet der Ge-
schäftsführer in seiner Funktion als Kämmerer im Ein-
zelfall bis zu 30.000 EUR und der Vorstand im Einzelfall 
bis zu 60.000 EUR.

	� Darüber hinaus entscheidet der Geschäftsführer in seiner 
Funktion als Kämmerer mit Zustimmung des Vorstandes 
über die Leistung dieser Aufwendungen und Auszahlun-
gen im Einzelfall bis zu 1.000.000 EUR, wenn die sich 
hieraus ergebenden Mehrerträge unter Einbeziehung der 
Mehrerträge aus internen Leistungsbeziehungen (Ge-
meinkosten) die Mehraufwendungen um nicht mehr als 
25.000 EUR unterschreiten. 

4.	� Ermächtigungen für Aufwendungen und Auszahlungen 
können mit Zustimmung des Geschäftsführers in sei-
ner Funktion als Kämmerer übertragen werden. Werden 
sie übertragen, bleiben sie bis zum Ende des folgenden 
Haushaltsjahres verfügbar. Ermächtigungen für Auszah-
lungen für Investitionen bleiben bis zur Fälligkeit der 
letzten Zahlung für ihren Zweck verfügbar. Werden In-
vestitionsmaßnahmen im Haushaltsjahr nicht begonnen, 
bleiben die Ermächtigungen bis zum Ende des zweiten 
dem Haushaltsjahr folgenden Jahr verfügbar. Im Übrigen 
gelten für Ermächtigungsübertragungen die Bestimmun-
gen des § 22 Abs. 2 – 4 KomHVO NRW.

5.	� Investitionsmaßnahmen werden gemäß § 4 Abs. 4 Kom-
HVO NRW einzeln im Haushaltsplan ausgewiesen, wenn 
sie einen Auszahlungsbedarf von 50.000 EUR über-
schreiten. 

Begrotingsreglement

Op grond van § 18 lid 1 van het Gesetz über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) in de versie gepubliceerd 
op 1 oktober 1979 (GV. NRW. blz. 621), laatstelijk gewijzigd 
bij wet van 14 april 2020 (GV. NRW. blz. 218.b), in combi-
natie met §§ 78 e.v. van de Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in de versie gepubliceerd 
op 14 juli 1994 (GV. NRW. blz. 666), laatstelijk gewijzigd 
bij artikel 3 van de wet van 29 september 2020 (GV. NRW. 
blz. 916), en §§ 1 en 19 van de Gemeenschappelijke Rege-
ling van de EUREGIO heeft het Algemeen Bestuur van de 
EUREGIO bij besluit van 10 juni 2022 het volgende begro-
tingsreglement aangenomen

§ 1

De begroting voor het begrotingsjaar 2022, die de voor de 
vervulling van de taken van de EUREGIO geraamde baten 
en lasten omvat, inclusief ontvangen stortingen en te ver-
richten betalingen en noodzakelijke vastleggingskredieten, 
wordt

in het exploitatie-overzicht vastgesteld op

totale baten van 4.422.024 EUR                                                                                                                       
totale lasten van 4.413.628 EUR

in het kasstroom-overzicht vastgesteld op

totaalbedrag van ontvangsten uit gewone bedrijfsvoering 
van 4.422.024 EUR                                                     
totaalbedrag van betalingen uit gewone bedrijfsvoering van 
4.347.087 EUR

totaalbedrag van ontvangsten uit de investeringsactiviteit 
van 0 EUR                                                                              
totaalbedrag van betalingen uit de investeringsactiviteit van 
24.900 EUR

totaalbedrag van ontvangsten uit de financieringsactiviteit 
van 0 EUR                                                                         
totaalbedrag van betalingen uit de financieringsactiviteit van 
0 EUR.

§ 2

Er worden geen kredieten voor investeringen begroot.

§ 3

Er worden geen vastleggingskredieten begroot.



Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster 215

§ 4

Er zal geen beroep op het eigen vermogen worden gedaan.

§ 5

Er wordt geen beroep gedaan op kredieten ter waarborging 
van de liquiditeit.

§ 6

De ledenbijdragen van de lidorganen worden overeenkom-
stig artikel 4 lid 3 (13) van het Verdrag van Anholt en van 
artikel 19 (1) van de Gemeenschappelijke Regeling van de 
EUREGIO vastgesteld op

981.349 EUR.

Naast deze ledenbijdragen wordt er geen Verbandsumlage 
overeenkomstig § 19 van het Gesetz über kommunale Ge-
meinschaftsarbeit (GkG NRW) opgelegd.

§ 7

-vervalt-

§ 8

1.	� Ten behoeve van een flexibel begrotingsbeheer worden 
overeenkomstig § 21 lid 1 Kommunalhaushaltsverord-
nung NRW (KomHVO NRW) de contante baten en lasten 
alsmede ontvangsten en betalingen binnen de productge-
bieden tot budgets samengevoegd.

2.	� Meeropbrengsten verhogen overeenkomstig § 21 lid 2 
KomHVO NRW de bevoegdheden voor te maken kosten. 
Deze meerkosten worden niet als bovenplanmatige lasten 
beschouwd.

3.	� Voor bovenplanmatige en niet-budgettaire kosten en be-
talingen gelden de bepalingen van § 83 GO NRW. Over de 
betaling van deze kosten en de verrichting van deze be-
talingen beslist de directeur-bestuurder in zijn hoedanig- 
heid van financieel beheerder van geval tot geval tot een 
bedrag van 30.000 EUR en het Dagelijks bestuur van ge-
val tot geval tot een bedrag van 60.000 EUR.

	� Daarnaast beslist de directeur-bestuurder in zijn hoedanig- 
heid van financieel beheerder met goedkeuring van het 
Dagelijks bestuur over de betaling van deze kosten en de 
verrichting van deze betalingen van geval tot geval tot 
een bedrag van 1.000.000 EUR wanneer de hieruit resul-
terende meeropbrengsten met inachtneming van de meer- 
opbrengsten uit interne verrekeningen (overheadkosten) 
ten hoogste 25.000 EUR lager zijn dan de meerkosten.

4.	� Bevoegdheden voor kosten en betalingen kunnen worden 
overgedragen met goedkeuring van de directeur-bestuur- 
der in zijn hoedanigheid als financieel beheerder. Als ze 
worden overgedragen, blijven ze tot het einde van het 
volgende begrotingsjaar bestaan. Bevoegdheden tot het 
verrichten van betalingen voor investeringen blijven tot 
de opeisbaarheid van de laatste betaling voor hun doel 
bestaan. Wanneer investeringsactiviteiten niet in het be-
grotingsjaar worden gestart, blijven de bevoegdheden tot 
het einde van het tweede op het begrotingsjaar volgende 
jaar bestaan. Voor het overige zijn op de overdracht van 
bevoegdheden de bepalingen van § 22 lid 2 – 4 KomHVO 
NRW van toepassing.

5.	� Investeringsactiviteiten worden in de begroting afzonder-
lijk gespecificeerd overeenkomstig § 4 lid 4 KomHVO 
NRW wanneer ze een bestedingsniveau van 50.000 EUR 
overschrijden.

Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2022 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 

a)	� eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-
schriebenes  Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt

b)	� die Satzung  ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden 

c)	� der Vorsitzende der Verbandsversammlung hat den Be-
schluss der Verbandsversammlung vorher beanstandet 

d)	� der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Zweckverband vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.

Gronau, 19.07.2022�  
� R.G. Welten 
� Vorsitzender der Verbandsversammlung

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2022 S. 213-215

147	� Bekanntmachung des Zweckverbandes Mobilität 
Münsterland (ZVM) über die Feststellung des 
Jahresabschlusses zum 31.12.2020, Anhang, Lage- 
bericht und Entlastung des Verbandsvorstehers

I.	� Feststellung des Jahresabschlusses zum 31.12.2020 
des ZVM und Entlastung des Verbandsvorstehers

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Mobilität 
Münsterland (ZVM) hat in ihrer Sitzung am 16.03.2022 
über den Jahresabschluss zum 31.12.2020 und die Entlas-
tung des Verbandsvorstehers folgenden Beschluss gefasst:

1.	� Die Verbandsversammlung nimmt den Jahresabschluss-
bericht 2020 zur Kenntnis.

2.	� Die Verbandsversammlung stellt den Jahresabschluss 
des ZVM zum 31.12.2020 mit einer Bilanzsumme in 
Höhe von 2.095.598,38 € gemäß § 18 GkG NRW in Ver-
bindung mit § 96 Abs. 1 GO NRW fest.

3.	� Die Verbandsversammlung nimmt das Ergebnis der Prü-
fung des Jahresabschlusses des ZVM zum 31.12.2020 
durch die Beratungs- und Prüfungsgesellschaft BPG 
mbH, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Münster, zur 
Kenntnis.

4.	� Die Verbandsversammlung erteilt dem Verbandsvorste-
her für das Jahr 2020 gemäß § 18 GkG NRW in Verbin-
dung mit § 96 Abs. 1 GO NRW Entlastung.

5.	� Die Verbandsversammlung beschließt, den Jahresfehl-
betrag in Höhe von 62,98 € der Ausgleichsrücklage zu 
entnehmen.

Der von der Verbandsversammlung festgestellte und von 
der Beratungs- und Prüfungsgesellschaft BPG mbH, Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft, Münster, geprüfte und mit dem 
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehene Jahres-
abschluss zum 31.12.2020 zuzüglich Anhang und Lagebe-
richt wurde gemäß § 96 Abs. 2 GO NRW der Bezirksregie-
rung Münster als zuständige Aufsichtsbehörde angezeigt.

Der Jahresabschluss zum 31.12.2020 weist ein Bilanzvolu-
men von 2.095.598,38 € aus. Die wesentlichen Bilanzpositi-
onen sind nachstehend aufgeführt:
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II.   �Bekanntmachung des Jahresabschlusses zum 
31.12.2020

Der vorstehende Beschluss der Verbandsversammlung des 
Zweckverbandes Mobilität Münsterland (ZVM) über den 
Jahresabschluss zum 31.12.2020 und die Entlastung des 
Verbandsvorstehers wird hiermit gemäß § 96 Abs. 2 GO öf-
fentlich bekannt gemacht.

Nach § 18 Abs. 1 GkG ist eine öffentliche Auslegung des 
Jahresabschlusses zum 31.12.2020 nicht erforderlich.

Münster, im Juli 2022� gez. Carsten Rehers 
� Verbandsvorsteher

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2022 S. 215-216

148	� Öffentliche Bekanntmachung 
Änderung des WestfalenTarifs zum 01.08.2022

Die WestfalenTarif GmbH hat einen Tarifantrag zur Ände-
rung der Beförderungsentgelte und der Tarifbestimmungen 
im Tarifgebiet des WestfalenTarifes bei der Bezirksregie-
rung Detmold zum 01.08.2022 gestellt. Diesem Antrag hat 
die Bezirksregierung Detmold am 14.07.2022 (Aktenzei-
chen: 25.1.51-61/WT Tarifantrag 2022) gemäß §§ 45 Abs. 
2, 39 Abs. 1, 2 und 6 Personenbeförderungsgesetz (PBefG) 
und § 12 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) zugestimmt. 

Der geänderte Tarif wird auf der Website www.westfalen- 
tarif.de öffentlich bekanntgemacht. 

Bielefeld, den 21.07.2022� WestfalenTarif GmbH 
� gez. Odilo Enkel, 
� Geschäftsführer 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2022 S. 216

 

 

uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehene Jahresabschluss zum 31.12.2020 zu-
züglich Anhang und Lagebericht wurde gemäß § 96 Abs. 2 GO NRW der Bezirksregierung 
Münster als zuständige Aufsichtsbehörde angezeigt. 
 
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2020 weist ein Bilanzvolumen von 2.095.598,38 € aus. 
Die wesentlichen Bilanzpositionen sind nachstehend aufgeführt: 
 

Aktiva € € € 
 31.12.2020 31.12.2019 Abweichung 
A. Anlagevermögen 36.416,32 37.700,74 -1.284,42 
B. Umlaufvermögen 2.042.985,56 2.282.233,13 -239.247,57 
C. ARAP 16.196,50 17.818,42 -1.621,92 
Bilanzsumme 2.095.598,38 2.337.752,29 -242.153,91 

 
 

Passiva € € € 
 31.12.2020 31.12.2019 Abweichung 
A. Eigenkapital 1.157.332,16 1.157.395,14 -62,98 
B. Sonderposten 36.416,32 37.700,74 -1284,42 
C. Rückstellungen 176.947,43 128.676,23 48.271,20 
D. Verbindlichkeiten 724.902,47 1.013.980,18 -289.077,71 
Bilanzsumme 2.095.598,38 2.337.752,29 -242.153,91 

 
 
 
 
 
II. Bekanntmachung des Jahresabschlusses zum 31.12.2020 
 
Der vorstehende Beschluss der Verbandsversammlung des Zweckverbandes Mobilität 
Münsterland (ZVM) über den Jahresabschluss zum 31.12.2020 und die Entlastung des 
Verbandsvorstehers wird hiermit gemäß § 96 Abs. 2 GO öffentlich bekannt gemacht. 
 
Nach § 18 Abs. 1 GkG ist eine öffentliche Auslegung des Jahresabschlusses zum 
31.12.2020 nicht erforderlich. 
 
 
Münster, im Juli 2022 
 
gez. Carsten Rehers 
Verbandsvorsteher  
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